
Der Beklagte war bei dem Kläger als Bauarbeiter 
tätig. Zum Inhalt des Arbeitsrechtsverhältnisses ge
hörte weder der Verkauf noch die Vermittlung von 
Textilien und auch nicht der Einzug des Erlöses. Ein 
von dem Kläger in dieser Hinsicht erteilter indivi
dueller Auftrag war unstreitig nicht gegeben worden. 
Selbst dann, wenn der Kläger dem Beklagten einen 
solchen Auftrag gegeben hätte, würde ein solcher Auf
trag den guten Sitten des Arbeitslebens widersprechen, 
weil einem einfachen Bauarbeiter eine materielle Ver
antwortlichkeit in bezug auf unbeschränkte Haftpflicht 
nicht zuzumuten ist. Wenn der Beklagte trotzdem die 
Vermittlung der Textilien von der Betriebsleitung — 
Sozialabteilung -r- zu den anderen Arbeitskollegen der 
von dem Betriebssitz entfernt liegenden Baustellen so
wie die Einkassierung und Ablieferung des Erlöses bis
her übernommen hat, so erfolgte dies freiwillig im 
Interesse der Werktätigen selbst und auch im Interesse 
der Betriebsleitung, der an und für sich die Verteilung 
der Textilien auf Grund der Vorschläge der gewerk
schaftlichen Aufschlüsselungskommission sowie der 
Verkauf der Textilien und die Einkassierung der Gelder 
oblag. Hierzu konnte sie sich der Bauleitung der jewei
ligen Baustelle bedienen.

Wie die Beweisaufnahme ergeben hat, war jedoch 
auf Grund einer Absprache zwischen BGL und Betriebs
leitung eine Vereinbarung dahingehend getroffen wor
den, daß die BGL diese Aufgaben von sich aus über
nommen hatte und dadurch zwischen diesen Partnern 
ein zweiseitiges Rechtsgeschäft begründet wurde. Die
ses zweiseitige Rechtsgeschäft muß jedoch als nichtig 
im Sinne der Bestimmungen der §§ 134 und 138 BGB 
angesehen werden, da die Betriebsgewerkschaftsleitun
gen als gesetzliche Vertreter der Werktätigen des Be
triebes nur diejenigen Aufgaben durchzuführen haben, 
die ihnen gemäß der Satzung des FDGB obliegen bzw. 
kraft gesetzlicher Bestimmungen übertragen worden 
sind. Aus diesen Gründen besteht der Einwand des 
Vertreters des Beklagten, daß der Beklagte auch in 
seiner Eigenschaft als AGL-Vorsitzender in keiner Weise 
für die Verteilung von Textilien und demzufolge auch 
nicht für die Einkassierung und Ablieferung der Gelder 
verantwortlich gemacht werden kann, durchaus zu 
Recht. Die in der Satzung des FDGB festgelegten Auf
gaben lassen in keiner Weise erkennen, daß die BGL 
bzw. AGL die Verteilung von Textilien durchzuführen 
habe. Wenn der Kläger trotzdem eine solche Verein
barung mit der BGL getroffen hat, so geht dies zu 
Lasten des Klägers. Um so unverständlicher ist es für 
das Berufungsgericht, daß der Kläger die Erstattungs
pflicht mit den Normen des BGB über den „Auftrag“ 
begründet.

Erstens ist der Kläger nicht berechtigt und nicht 
befugt, der BGL oder der AGL einen solchen Auftrag 
zu erteilen, und zweitens ist einwandfrei erwiesen, daß 
ein solcher Auftrag von dem Kläger der BGL nicht 
gegeben worden ist, da der Kläger selbst stets von 
einer Vereinbarung auf Grund eines Wunsches der BGL 
gesprochen hat und der Kläger diesem Wunsche durch 
die Vereinbarung nachgekommen ist.

Zusammenfassend ist also festzustellen, daß der Klä
ger weder dem Beklagten persönlich auf Grund des 
bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses bzw. auf Grund 
des Verhältnisses als AGL-Vorsitzender noch der BGL 
einen Auftrag zur Verteilung der Textilien gegeben 
hat, so daß hieraus eine unbeschränkte materielle Ver
antwortlichkeit gegenüber dem Beklagten nicht her
geleitet werden kann.

Das Gericht konnte nunmehr zur Überprüfung der 
nächsten strittigen Frage übergehen, und zwar, ob die 
BGL bzw. der BGL-Vorsitzende dem Beklagten einen 
Auftrag zur Verteilung der Textilien usw. gegeben hat, 
um daraus evtl, eine beschränkte Haftpflicht herleiten 
zu können.

Der Zeuge S. welcher bis etwa 1950 AGL-Vorsitzen
der und von diesem Zeitpunkt an stellvertretender Vor
sitzender der AGL war, sagte aus, daß in einer BGL- 
Sitzung beschlossen wurde, wie die Verteilung der 
Textilien, der Einzug und die Ablieferung des Erlöses 
durchgeführt werden sollte, und daß mit dem damaligen 
BGL-Vorsitzenden abgesprochen wurde, daß die Ware 
stets von der Sozialabteilung abzuholen sei. Der BGL- 
Vorsitzende hatte auch angeordnet, daß das Geld un
mittelbar nach der Einkassierung ah den Betrieb — 
Sozialabteilung — abzuliefern sei. Ob von persönlicher

Verantwortung gesprochen worden ist, konnte der 
Zeuge nicht behaupten. Weiter sagte der Zeuge S. 
wörtlich wie folgt aus:

„ . . .  Als ich von meinem Posten zurücktreten 
mußte, bin ich mit dem Kollegen Br. in Bi. ge
wesen und habe ihm das Gröbste gesagt und über
geben. Ich habe den Kollegen Br. genau eingewiesen 
und ihm auch gesagt, daß auf der iSozialabteilung 
abzurechnen ist. Das war zwischen 1950 und 1951, 
als ich meine Dienstgeschäfte abgegeben hatte. Die 
Anweisungen wurden nur mündlich gegeben. Ich 
habe dem Kollegen Br. aber keine Anweisung in 
der Form gegeben, daß er das Geld persönlich an 
den Betrieb zu übergeben' hatte.... “

Abgesehen davon, daß auch die BGL in keiner Weise 
berechtigt oder befugt ist, einen solchen, den satzungs
mäßigen Bestimmungen widersprechenden Auftrag zu 
erteilen, ist ebenfalls nicht erwiesen, daß die BGL oder 
der damalige BGL-Vorsitzende Sch. dem Beklagten 
einen solchen persönlichen Auftrag gegeben hat. Außer
dem ist in keiner Weise erwiesen, daß die BGL die 
AGL-Vorsitzenden, geschweige denn den Beklagten, 
auf die materiell-rechtliche Verantwortlichkeit im Falle 
fahrlässiger Handlungsweise bei nicht persönlicher Ab
lieferung des Erlöses hingewiesen hat. Auch der Zeuge
S. in seiner Eigenschaft als früherer AGL-Vorsitzender 
hat bei der Übergabe der Dienstgeschäfte an den Be
klagten diesen nicht auf eine solche Handhabung hin
gewiesen.

Daraus folgt, daß der Beklagte nicht wissen konnte, 
daß die Überbringung der vereinnahmten Gelder durch 
andere Arbeitskollegen unzulässig ist.

Wenn nun der Beklagte aus der Erkenntnis heraus, 
daß der Arbeitskollege B. an dem genannten Tage 
sowieso nach Bi. fuhr und es im Sinne der Steigerung 
der Arbeitsproduktivität und damit der Selbstkosten
senkung unzweckmäßig war, daß auch er der Arbeit 
fernblieb, dem Kollegen B. das Geld zwecks Über
bringung an den Kläger übergeben hat, so kann ihn 
bei dieser Handlungsweise nur dann ein Verschulden 
treffen, wenn er die Auswahl eines für die Überbrin
gung ungeeigneten Kollegen getroffen hat.

Der Zeuge S. sagte aus, daß B. auf der Baustelle 
nicht nur das Vertrauen seiner Arbeitskollegen, sondern 
auch das der AGL bzw. des Beklagten genoß. Daß er 
vor seinem Dienstantritt bei dem Kläger bereits ähn
liche Unterschlagungen begangen hatte, war dem Be
klagten nicht bekannt. Dem Kläger mußte das aber 
bei der Einstellung bekannt gewesen sein, da B. vorher 
als Instrukteur und zuvor bei der Volkspolizei tätig 
gewesen war und bei der Einstellung stets die Frage 
gestellt wird, aus welchen Gründen er nun als Bau
arbeiter gehen wolle. Aber selbst dann, wenn der 
Kläger über die Vergangenheit des B. bei der Ein
stellung nichts gewußt haben sollte, so liegt darin eine 
grobe Fahrlässigkeit auf seiten des Klägers, solche Er
mittlungen nicht angestellt zu haben, um die BGL bzw. 
die AGL über den Charakter der Neueingestellten zu 
unterrichten, damit die Erziehung dieser Werktätigen 
zu vollwertigen Menschen am Arbeitsplatz erfolgen 
kann.

Die einzelnen Werktätigen, insbesondere aber die ge
werkschaftlichen Funktionäre, haben das Recht, von 
dem Betrieb zu erfahren, wie der Charakter der neu 
eingestellten Arbeitskollegen ist, zumal im arbeitsrecht
lichen Leben die gesellschaftlichen Beziehungen der 
Werktätigen untereinander und insbesondere zu der 
Betriebs- bzw. Abteilungsgewerkschaftsleitung, als der 
gesetzlichen Vertretung der Werktätigen im Betrieb, 
besonders wichtig sind.

Das Berufungsgericht ist nach all dem davon über
zeugt, daß der Beklagte im guten Glauben handelte, 
als er dem Kollegen B. das Geld zur Überbringung an 
den Kläger übergab, zumal B. auf der Baustelle als 
vertrauenswürdig galt und außerdem nach Aussage 
des Zeugen S. auch an einer AGL-Sitzung teilgenom
men hat. Zum anderen hatte auch der Zeuge S. laut 
eigener Aussage bereits am Vortage von dem Beklag
ten erfahren, daß B. das Geld nach Bi. mitnehmen 
sollte. S. hat aber nichts veranlaßt, um den Beklagten 
auf die Unzulässigkeit einer solchen Handlungsweise, 
sofern das bekannt gewesen wäre, hinzuweisen.

Es ist deshalb weder eine vorsätzliche noch eine grob- 
fahrläSsige Handlungsweise des Beklagten erkennbar,
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